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EG-STAHLPOLITIK

Helmut Wienert

Stahlpolitik: Ein Lehrstück für die Risiken der 
industriepolitischen Intervention?

Noch vor zw ei Jahren schien die EG-Stahlpolitik hoffnungslos in einer Sackgasse zu stecken. 
Inzwischen ist die Stahlkrise überwunden, die Kapazitäten sind meist gut ausgelastet und die 

Unternehmen erzielen wieder Gewinne. Muß angesichts dieser Wende das Urteil über die 
oft gescholtene industriepolitische Strategie der EG-Kommission revidiert werden?

Die wichtigste Wurzel der Stahlkrise ist die unerwar­
tete Schwäche des Stahlverbrauchs in den Indu­

strieländern gewesen. Hauptursache dafür war die 
starke Verlangsamung des gesamtwirtschaftlichen 
Wachstums, die sich insbesondere in der drastischen 
Verminderung des Zuwachses der Industrieproduktion 
niederschlug: Von 1960 bis 1970 wuchs sie in der Euro­
päischen Gemeinschaft jahresdurchschnittlich um 5 %, 
von 1970 bis 1980 dagegen nur noch um 2,4 % und von 
1980 bis 1987 gar nur um 1,4%jeJahr. Erst seit der Jah­
reswende 1987/88 entwickelte sich dann der noch an­
haltende, unerwartet kräftige Aufschwung, der die ge­
genwärtig starke Nachfrage nach Produkten der Stahl­
industrie zur Folge hatte.

Angesichts des bis Anfang der siebziger Jahre konti­
nuierlichen Anstiegs des Stahlverbrauchs kam der da­
nach beobachtete Rückgang überrraschend; allgemein 
wurde nur eine Abschwächung der Zuwachsrate erwar­
tet. Die Verbrauchsprognosen legten daher einen Kapa­
zitätsausbau nahe. Hinzu kam die aus den sechziger 
Jahren nachwirkende Erfahrung, daß die japanische 
Stahlindustrie die europäischen Werke auf den Export­
märkten an die zweite Stelle verdrängt hatte. Zur Rück­
gewinnung dieser Märkte und zur Nutzung der von den 
japanischen Unternehmen demonstrierten Vorteile 
neuer, auf Großaggregaten basierender Produktions­
verfahren schienen vielen Unternehmen ebenfalls ver­
stärkte Investitionen angezeigt. Dabei wurde allerdings 
meist die sich erst langsam, dann immer deutlicher ab­
zeichnende Differenzierung der Produktionsaufgaben 
unterschiedlicher Stahlwerkstypen übersehen, denn 
die integrierten Hüttenwerke Europas erfuhren in den
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siebziger Jahren nicht nur die Konkurrenz der die Stück­
kostendegression nutzenden japanischen Großstahl­
werke, sondern zunehmend auch die der Mini-Stahl­
werke. Ihr Aufstieg hatte für die großen europäischen 
Hüttenwerke nicht nur den Verlust von Anteilen am oh­
nehin schrumpfenden Inlandsmarkt zur Folge; die Klein­
stahlwerke gingen nach und nach auch zum Stahlexport 
über. Hinzu kamen indirekte Exporteinbußen der inte­
grierten Großwerke, denn mit den Elektroofen und 
Stranggußanlagen der Mini-Werke sank die Grenze ren­
tabler Erzeugung beträchtlich. Die Zahl der Länder, die 
nun zu eigener Erzeugung übergehen konnten und 
auch übergingen, wuchs deshalb in den siebziger Jah­
ren schnell an.

Grundzüge der EG-Stahlpolitik

Zusammenfassend waren die siebziger Jahre für die 
europäische Stahlindustrie in mehrfacher Hinsicht 
Jahre des Umbruchs: Verbrauch, Handelsströme, Tech­
nologie und Marktform waren betroffen. Die damit ver­
bundene Intensivierung des Wettbewerbs erforderte 
energische Schritte zur Kostensenkung und Kapazitäts­
verminderung, die aber nicht, oder doch nur widerstre­
bend, in Angriff genommen wurden. Im Kern ist die 
Stahlkrise auf eine fehlerhafte Einschätzung der künfti­
gen Absatzmöglichkeiten und eine sich darauf stüt­
zende riskante Investitionsstrategie der Unternehmen 
zurückzuführen. Die Pläne zum Kapazitätsausbau wur­
den noch bis 1978 verfolgt, und erst 1982 setzten ernst­
hafte Planungen zur Verminderung der unhaltbar gro­
ßen Produktionsmöglichkeiten ein.

Die insbesondere seit der Rezession von 1975 drük- 
kende Überkapazität war nicht auf die Länder der Euro­
päischen Gemeinschaft beschränkt, vielmehr zeigten 
sich in allen hochentwickelten Industrieländern ähnliche 
Tendenzen. Die notwendige Folge davon waren einer­
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seits heftig Absatzkämpfe sowie andererseits vielfältige 
Bemühungen um staatliche Hilfen und Kartellschutz. 
Das zunehmende staatliche Engagement in der Stahlin­
dustrie verstärkte die ohnehin hohen Marktaustrittsbar­
rieren und behinderte so eine Kapazitätsbereinigung 
durch Wettbewerb. Die gleichzeitig stark wachsende 
Zahl der Marktteilnehmer machte einen „geordneten“ 
Rückzug durch Kartellabsprachen ebenfalls illusorisch. 
In diesem stahlpolitischen Umfeld mußte die Kommis­
sion der Europäischen Gemeinschaft eine gemein­
schaftliche Strategie zur Umstrukturierung und Kapazi­
tätsanpassung entwickeln. Vor die Frage nach eher libe­
raler oder interventionistischer Politik gestellt, entschied 
sie sich für letztere.

Seit Beginn der Krise bemühte sich die Kommission 
mit Unterstützung des Ministerrats darum, den Stahlun­
ternehmen Hilfe bei deren Bemühungen um Angebots­
begrenzung und Preisstabilisierung zu geben. Die Maß­
nahmen erwiesen sich bald als unzureichend, da Pro- 
duktions- und Preiszusagen von vielen Unternehmen 
nicht eingehalten wurden. Unternehmen mit hohen Pro­
duktionskosten und geringen Reserven gerieten des­
halb zunehmend in Bedrängnis und erhielten staatliche 
Unterstützung. Das Durchhalten der Kapazitäten wurde 
dadurch freilich verlängert, und der Preisdruck ver­
schärfte sich. Die Probleme einzelner Unternehmen 
wurden so zu solchen der ganzen Branche.

Der Versuch, die Anpassungslast der schwächsten 
Unternehmen aufzuheben, führte zu einer fortgesetzten 
Verschiebung des Drucks auf die wettbewerbsstärke­
ren. Die mehr oder weniger unkoordinierten Hilfs- und 
Rettungsaktionen der einzelnen Regierungen entwik- 
kelten sich so zu einer immer weitere Kreise ziehenden 
Subventions- und Interventionsspirale. Hinzu kam, daß 
sich einige Unternehmen, die relativ spät mit erweiter­
ten Kapazitäten an den Markt gegangen waren, bei den 
zugestandenen Produktionsmengen benachteiligt fühl­
ten. Zur Jahresmitte 1980 wurden die Forderungen die­
ser Unternehmen nach einer Erhöhung der ihnen zuge­
wiesenen Anteile an der Erzeugung nachdrücklicher. 
Nachdem ihnen dies von den anderen Stahlerzeugern 
verwehrt wurde, weigerten sie sich, die „freiwillige“ Ver­
pflichtung zur Einhaltung der von der Kommission auf­
gestellten „Vorausschätzungs- und Lieferprogramme“ 
einzugehen. Die Kommission veranlaßte daraufhin im 
Oktober 1980 die Einführung eines Quotensystems.

Ein weitgehender Kapazitätsabbau war inzwischen 
unabweisbar. Die Kommission wählte als Druckmittel 
dafür ausgerechnet die nach dem Montan-Union-Ver- 
trag verbotenen Subventionen und legalisierte mit dem 
zeitgleich mit dem Quotensystem eingeführten Subven­

tionskodex die bisherige illegale Praxis, verlangte aber 
ein Genehmigungsrecht, das sie mit Kapazitätsabbau­
auflagen verband. Diese Phase der Stahlpolitik dauerte 
bis Ende 1985. Im Gegenzug zur Subventionsgenehmi­
gung wurden Kapazitäten von rund 40 Mill. t Rohstahl 
abgebaut. Ursprünglich erschien diese Reduktion den 
meisten Akteuren und Beobachtern als unzureichend, 
und schon 1986 setzte eine intensive Diskussion dar­
über ein, wie man nach dem Verlust des bisherigen 
Druckmittels zum Abbau der Kapazität -  also der Sub­
ventionsgenehmigung -  weitere Schließungsanreize 
ausgestalten könne. Die unerwartet kräftige Nachfrage­
belebung der Jahre 1988 und 1989 ließ diese Frage 
dann allerdings zunehmend in den Hintergrund treten.

Die Subventionsspirale ist der in der Öffentlichkeit 
wohl am kritischsten diskutierte Teil der EG-Politik im 
Stahlbereich. In der Tat sind die Summen, die den Stahl­
unternehmen zugeflossen sind, beträchtlich: Von 1975 
bis zum Inkrafttreten des Behilfekodex im Jahre 1980 
sind in der Europäischen Gemeinschaft rund 24 Mrd. 
DM Subventionen gezahlt worden. Für 1980 bis 1985 -  
also in der Zeit, in der die Zahlung von Subventionen ge­
gen Kapazitätsabbau offiziell erlaubt war -  hat die EG- 
Kommission Freigabegenehmigungen für 85 Mrd. DM 
erteilt. Diese Summen haben in erheblichem Ausmaß 
zu Wettbewerbsverzerrungen geführt. Allerdings ist ein 
Teil dieser Zahlungen vermutlich nur Ausgleich für zuvor 
staatlich verordnete „Extrakosten“ für regional-, arbeits­
markt- oder preispolitische Auflagen.

Ergebnisse der Restrukturierung

In einer Phase hartnäckiger Kapazitätsüberhänge 
sind a priori Marktaustritte und Konzentrationsbewe­
gungen zu erwarten. Allerdings war die Stahlerzeugung 
in den meisten Ländern der Europäischen Gemein­
schaft schon Anfang der siebziger Jahre auf wenige Un­
ternehmen konzentriert. Der Konzentrationsgrad hat 
sich bis 1988 nochmals erhöht, insbesondere in Frank­
reich wurden fast alle Unternehmen in der staatlichen 
USINOR-SACILOR zusammengefaßt. Sieht man von 
der Bundesrepublik Deutschland ab, so wird die „natio­
nale“ Stahlindustrie meist durch jeweils ein dominieren­
des Unternehmen repräsentiert. In den kleineren Län­
dern ist dies zum Teil produktionstechnisch bedingt, in 
den größeren -  also insbesondere in Frankreich, Groß­
britannien und Italien -  ist dafür indes das staatliche Ein­
greifen verantwortlich. Auffällig ist, daß kein Marktaus­
tritt durch Konkurs erfolgte -  sobald sich eine solche 
Entwicklung abzeichnete, intervenierte der Staat mit 
Subventionen oder wirkte auf Zusammenschlüsse hin. 
Eine Standortgarantie war damit freilich nicht immer ver­
bunden; eine Reihe von Stahlwerken wurde stillgelegt.
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Auch unterhalb der Ebene des Unternehmenszusam­
menschlusses gab es Konzentrationen durch wechsel­
seitigen Produktaustausch und die Aufgabe von Produk­
tionsstandorten. Insgesamt wurden diese Möglichkei­
ten aber eher zögernd und zudem ausschließlich auf na­
tionaler Ebene genutzt, grenzüberschreitende Zusam­
menarbeiten, wie sie sich noch Anfang der siebziger 
Jahre abzeichneten, wurden nicht weiterverfolgt. Aus­
schlaggebend für diese im Gemeinsamen Markt überra­
schende „nationale“ Orientierung ist zweifellos die in 
den meisten Ländern aus regional- und arbeitsmarktpo­
litischen Gründen betriebene nationale Stahlpolitik ge­
wesen; hinzu kamen die zermürbenden Auseinander­
setzungen der Unternehmen um Marktanteile und Quo­
ten, die tiefes Mißtrauen hinterließen.

Die durch Wettbewerbsdruck oder staatliche Aufla­
gen angeregten Konzentrationsbemühungen hatten ei­
nerseits Kapazitätsverminderungen, andererseits Ko­
stensenkungen zum Ziel. Die Rohstahlkapazität der Eu­
ropäischen Gemeinschaft (neun Länder) ist von 1973 
bis 1980 um 20 Mill. t auf rund 200 Mill. t gestiegen und 
bis 1988 dann auf rund 160 Mill. t zurückgeführt worden. 
Statistische Angaben zur Kostensenkung der Erzeu­
gung liegen nicht vor; allerdings lassen Produktivitäts­
kennziffern diesbezügliche Rückschlüsse zu. Die Stei­
gerung der Kapazitätsauslastung durch Kapazitätsab­
bau und Nachfragebelebung bedingt für sich genom­
men schon eine höhere Produktivität; hinzu kamen er­
heblich effizientere Faktornutzungen. Beschränkt man 
sich -  mangels Daten für die neuen Mitglieder -  auf die 
Neunergemeinschaft, so zeigt sich, daß die Beschäftig- 
tenproduktivität insbesondere seit 1980 deutlich zuge­
nommen hat, und zwar um 5,6 % je Jahr. Noch stärker- 
um 7,1 % je Jahr -  sank die Zahl der geleisteten Arbeiter­
stunden je Tonne Rohstahlerzeugung: 1980 wurden 
noch 6,2 Stunden benötigt, 1987 nur noch 3,7 Stunden. 
Hierin wirken sich die in der Regel mit Hilfe von Sozial­
plänen durchgeführten starken Belegschaftsverminde­
rungen ebenso aus wie die mit Subventionen ermöglich­
ten Modernisierungsinvestitionen. Die Erfolge bei der 
Energieeinsparung sind gleichfalls beachtlich. Auf eine 
Tonne Rohstahl bezogen sank der zusammengefaßte 
Koks- und Ölverbrauch von 460 kg im Jahre 1980 auf 
nur noch 404 kg im Jahre 1987, was einer durchschnittli­
chen Einsparung von 2 % je Jahr entspricht. Ähnliche 
Entwicklungen zeigen sich auch beim spezifischen Gas­
verbrauch; allein der spezifische Stromverbrauch ist ge­
stiegen, aber nur deshalb, weil der Anteil des Elektro- 
stahlverfahrens kräftig zugenommen hat.

Mit Blick auf die Disparitäten zwischen den einzelnen 
Ländern deuten die entsprechenden Arbeits-, Energie-

und Ausbringungskoeffizienten darauf hin, daß sich die 
Produktionseffizienz seit 1980 stark angenähert hat. Of­
fenbar sind die naturgemäß größeren Produktivitätsre­
serven der zuvor schwächeren Werke inzwischen ge­
nutzt worden. Dies ist allerdings zum Teil mit Einseitig­
keiten „bezahlt“ worden, die sich künftig als nachteilig 
erweisen könnten. Jedenfalls ist auffällig, daß die privat­
wirtschaftlich operierenden Unternehmen sehr stark au­
ßerhalb des Stahlbereichs in Diversifizierungsmaßnah­
men investierten, während die großen Staatsbetriebe 
nach wie vor „klassische“ Stahlwerke sind. Die erhebli­
chen Investitionsmittel wurden dort vornehmlich für den 
Aufbau herkömmlicher Großtechnologie verwendet. 
Auch dies könnte sich als Belastung erweisen, denn der 
Anteil der Mini-Stahlwerke ist in Europa gegenwärtig 
noch geringer als etwa in den Vereinigten Staaten.

Inzwischen zeichnet sich sogar ab, daß Kleinstahl­
werke auch im Flachstahlbereich Vordringen können. 
Sollten sich die damit verbundenen Hoffnungen realisie­
ren lassen -  und erste Berichte sprechen dafür - ,  so 
könnten künftig auch Bleche auf Anlagen mit einer Jah­
resleistung von nur noch 0,5 Mill. t wirtschaftlich produ­
ziert werden. Dies würde die Anbieterstruktur auf den 
Märkten revolutionieren. Zwar dürfte eine derartige Ent­
wicklung angesichts der Vielzahl der noch zu lösenden 
Probleme erst nach dem Jahr 2000 auf den Märkten in 
vollem Umfang spürbar werden, die Tendenz zu kleine­
ren und flexibleren Einheiten mit geringerem Investi­
tionsaufwand ist indes schon heute unverkennbar.

Versuch einer Bilanz

Das Hauptproblem des Restrukturierungsprozesses 
waren die „inneren“ Auseinandersetzungen um die Ver­
teilung der Anpassungslast. Die in Phasen des Ange­
botsüberhangs üblichen heftigen Preiskämpfe wurden 
einerseits durch Subventionen verschärft und anderer­
seits durch Kartellabsprachen und Quotenregelungen 
zurückgestaut. Letztlich stellte sich im Ergebnis das 
Festschreiben des Status quo ein: Größere Unterneh­
menszusammenbrüche, Stillegungen der unproduktiv­
sten Werke und eine Kapazitätsverminderung nach 
Maßgabe der Leistungsfähigkeit unterblieben. Die be­
achtlichen Effizienzsteigerungen wurden mit hohem 
Aufwand erreicht, der nur zum geringeren Teil am Markt 
verdient worden ist. Die in den Jahren seit 1975 inve­
stierten Mittel in der Europäischen Stahlindustrie belau­
fen sich insgesamt auf rund 45 Mrd. ECU oder 100 Mrd. 
DM, was fast der Summe der öffentlichen Unterstüt­
zungszahlungen entspricht.

Hier wären bei marktwirtschaftlichem Ablauf erhebli­
che Einsparungen möglich gewesen, wenngleich dies
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wohl eine andere regionale Struktur der verbliebenen 
Unternehmen zur Folge gehabt hätte. Die Lasten wur­
den vor allem vom Steuerzahler getragen. Die Stahlver­
arbeiter haben in den Phasen, in denen die Kartellab­
sprachen eingehalten wurden, zwar durch höhere 
Preise ebenfalls Beiträge geleistet, in den Phasen, in 
denen dies nicht der Fall war, haben sie indes dadurch, 
daß die Stahlsubventionen zumTeil im Preis weitergege­
ben wurden, einen Ausgleich erhalten. In der Summe 
dürfte sich wohl eher eine Ent- als eine Belastung einge­
stellt haben, wobei allerdings die größere Unstetigkeit 
der Preisentwicklung schwer zu bewerten ist.

Die europäische Stahlpolitik hat zusammen mit den 
nationalen Maßnahmen vielfältigen Einfluß auf den Re­
strukturierungsprozeß genommen. Sie hat ihn zugleich 
an einigen Stellen behindert und an anderen gefördert 
und damit verzerrt. Die Gründe für die Markteingriffe wa­
ren in aller Regel regional- und arbeitsmarktpolitischer 
Natur, jedenfalls sind klare industriepolitische Konzep­
tionen, die beispielsweise beim Aufbau der Überkapazi­
tät in den siebziger Jahren noch eine verhängnisvolle 
Rolle spielten, in den achtziger Jahren nicht mehr ver­
folgt worden. Im Kern ging es in allen Ländern zunächst 
um Standorterhaltung, später um geordnete, sozialver­
trägliche und regional ausgewogene Rückführung der 
Kapazitäten. Die zunächst punktuellen Interventionen 
wuchsen sich wegen der nicht beachteten Rückwirkun­

gen solcher Teileingriffe dann zu einem immer dichteren 
Netz von sich zum Teil konterkarierenden Maßnahmen 
aus.

Widersprüchliche Politik

Der Grund dafür liegt nicht nur in der auch schon auf 
anderen Märkten beobachteten Eigendynamik von 
Markteingriffen, die-einem  Ölfleck gleich-dieTendenz 
zur Selbstausbreitung haben. Hinzu kam, daß die Stahl­
politik in der Europäischen Gemeinschaft von Anfang an 
in der Zwickmühle stand, die stark unterschiedlichen In­
teressen der verschiedenen Stahlunternehmen und Re­
gierungen, der Beschäftigten, der Stahlhändler, der 
Stahlverarbeiter, der Außenwirtschaftspolitik und der 
Regionalpolitik gleichzeitig berücksichtigen zu müssen. 
Dies führte in der Regel zu kurzfristig vereinbarten Kom­
promissen, die längerfristige Orientierungen bzw. Wi­
derspruchsfreiheit vermissen ließen. Der immer weiter 
um sich greifenden Subventionierung wurde z.B. kein 
Einhalt geboten, die Versuche zur Preisstabilisierung 
minderten gleichfalls den Kapazitätsanpassungs­
zwang, so daß die gleichzeitig gegebenen Anreize zur 
Stillegung wenig Wirkung zeigen konnten. Das Di­
lemma von Stützungsforderung und Stillegungszwang 
sollte durch die von der Kommission mit Unterstützung 
des Ministerrats favorisierte Strategie zur Modernisie­
rung und Kostensenkung in allen Werken überdecktwer- 
den. Dieser Weg konnte jedoch wegen der sehr gerin-
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gen Preiselastizität der Stahlnachfrage im insgesamt zu 
engen Markt keinen Ausgleich von Angebot und Nach­
frage bewirken.

Versucht man die Grundtendenz der bisherigen Stahl­
politik in der Europäischen Gemeinschaft knapp zusam­
menzufassen, so ist zunächst eine Präferenz für inter­
ventionistische, „marktregulierende“ Maßnahmen un­
verkennbar. Wettbewerbliche Lösungen wurden zu kei­
ner Zeit ernsthaft diskutiert. Die Kommission als wichtig­
ster Akteur zeigte großes Verständnis für Subventionen 
zur Abwendung von Unternehmenszusammenbrüchen 
und setzte -  von der prinzipiellen Planbarkeit des An­
passungsprozesses überzeugt -  auf staatlich „pro­
grammierte“ Umstrukturierung, wobei ein möglichst 
weitgehender Konsens mit der Stahlindustrie gesucht 
wurde. Im Kern folgte daraus die Strategie des „propor­
tionalen Opfers“ ; statt die kostenungünstigsten Werke 
zu schließen, galt das Prinzip, zunächst möglichst alle 
durch Subventionen auf einen hohen Leistungsstand zu 
bringen und deren Kapazität dann „anteilig“ zu reduzie­
ren.

Natürlich lassen sich für die gewählte Stahlpolitik gute 
Gründe anführen. Gegen auf Wettbewerb setzende Lö­
sungen sprachen vor allen Befürchtungen eines regio­
nal- und arbeitsmarktpolitischen „Kahlschlags“ . Indu­
striepolitische Bedenken, bei ungehemmtem Wettbe­
werb würden nicht unbedingt die effizientesten, sondern 
die kapitalkräftigsten Unternehmen überleben, wurden 
zwar häufig geäußert, waren aber meist doch mit einer 
stark auf regionale Erhaltung zielenden Argumentation 
verbunden. Die Motive zur stahlpolitischen Intervention 
bewegten sich also im allgemein akzeptierten Rahmen 
einer sozialorientierten Marktwirtschaft.

Absichten und Ergebnisse sind indes häufig nicht 
identisch. Im Fall der Stahlpolitik ist deutlich geworden, 
daß sich die arbeitsmarktpolitischen Ziele letztlich nicht 
realisieren ließen; der Beschäftigtenabbau konnte nur 
aufgestaut, gestreckt und regional „gleicher verteilt“ ge­
staltet werden. Soweit man dies positiv bewerten will, ist 
zu beachten, daß selbst dieses Ergebnis nicht nur er­
hebliche Mittel erforderte, die von anderen Unterneh­
men bzw. Beschäftigten aufzubringen waren, sondern 
daß hier auch Grundsätze der Gleichbehandlung ver­
letzt worden sind, denn Bau- oder Textilarbeiter, die 
durch die Krise ihrer Branchen arbeitslos wurden, hat­
ten in aller Regel weniger Zuwendung und Aufmerksam­
keit erhalten.

Auch in bezug auf regionale „Ausgewogenheit“ sind 
Zweifel an der Sinnhaftigkeit der verfolgten Stahlpolitik 
angebracht. Zwar sind die wesentlichen Stahlstandorte 
erhalten worden, wenngleich zum Teil bei stark reduzier­

ter Beschäftigung. Es bleibt aber zu fragen, ob die auf­
gewendeten Summen den Regionen bei anderer Ver­
wendung nicht günstigere Perspektiven hätten erschlie­
ßen können, zumal angesichts der zu erwartenden 
Wettbewerbsintensivierung bezweifelt werden muß, 
daß die durch staatliche Hilfen ermöglichte Standortfest­
schreibung auch nach dem Übergang zum Binnenmarkt 
Bestand haben wird.

Grundlegendes Dilemma

Als Beleg für die Zweckmäßigkeit der verfolgten Stahl­
politik könnte auch angeführt werden, daß inzwischen 
mit ihrer Hilfe ein weitgehender Ausgleich von Angebot 
und Nachfrage erreicht worden ist, ja daß vielleicht ohne 
stützende Intervention die gegenwärtig starke Stahl­
nachfrage gar nicht hätte befriedigt werden können. 
Eine solche Argumentation würde indes ein Ergebnis für 
die Stahlpolitik reklamieren, das völlig unabhängig da­
von zustande gekommen ist. Die Belebung der Stahl­
nachfrage is t-w ie  eingangs erwähnt- Folge einer uner­
wartet kräftigen gesamtwirtschaftlichen Belebung; die 
Stahlpolitik ging noch 1988 von einem beträchtlichen 
Kapazitätsüberhang, den es abzubauen gelte, aus. Da­
mit wird zugleich das grundlegende Dilemma der Stahl­
politik deutlich: Sie benötigt als Basis hinreichend ge­
naue Kenntnis der künftigen Nachfrageentwicklung, 
und genau der Mangel an solcher Kenntnis löste stahl­
politischen Handlungsbedarf erst aus.

Die Bilanz der europäischen Stahlpolitik kann insge­
samt nicht befriedigen. Die zweifelhaften Erfolge sind 
mit hohen finanziellen Belastungen und vielfältigen Ver­
zerrungen im Wettbewerb der Unternehmen und Regio­
nen verbunden gewesen. Zwar ist die technologische 
Modernisierung der Stahlindustrie in der Europäischen 
Gemeinschaft weitgehend abgeschlossen, das selb­
ständige Operieren der Unternehmen im Markt ist damit 
aber noch nicht gewährleistet. Die ökonomische Effi­
zienz erfordert mehr als neue Anlagen, hier sind insbe­
sondere die Unternehmensleitungen gefordert, auf 
Marktentwicklungen flexibel zu reagieren. Dabei wird 
eine weitgehende Diversifizierung, wie sie die privatwirt­
schaftlich operierenden Unternehmen inzwischen er­
reicht haben, hilfreich sein. Eine in die Kapazitätspla­
nung eingreifende Stahlpolitik -  und mit Einschränkun­
gen gilt dies generell für die Industriepolitik-stellt hohe 
Anforderungen an die Vorhersehbarkeit künftiger Ent­
wicklungen; Umstrukturierungspläne benötigen Absatz­
schätzungen, die sich rasch als fehlerhaft erweisen kön­
nen. Vor diesem Problem stehen zwar auch die Unter­
nehmen, doch kann hier der Wettbewerb Fehler eher 
ausgleichen, und der Sanktionsmechanismus des Mark­
tes erzwingt eine raschere Korrektur als der der Politik.
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